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1. »Verswinden« oder »Neuerfindung« der Politik?

Wir leben wirkli in paradoxen Zeiten. Einerseits ist die neuzeitlie

Gesite im Wesentlien eine der Re-Emanzipation der Politik von der

Religion und sakral legitimierten Autoritäten, von der »Heiligkeit

altüberkommener (›von jeher bestehender‹) Ordnungen und

Herrengewalten«,

1

 in deren Verlauf öffentlie Handlungsräume si na

und na zu öffnen beginnen. Vorpolitise Begründungsressourcen gehen

rasant zur Neige, es gibt slitweg keine öffentlien Angelegenheiten

mehr, die ohne breiten Diskurs allein auf der Grundlage transzendenter

Prämissen entseidbar wären. Der im Juli 2012 jäh verstorbene Politologe

Miael . Greven hat den kontingenten Charakter dieser unserer

»fundamentalpolitisierten« Gesellsa ausführli besrieben.

Demzufolge erleben wir augenblili den »Slussstein« eines langen

Politisierungsprozesses, der in der frühen europäisen Neuzeit zunäst von

»oben« einsetzte, als allmähli si herausbildende Zentralstaaten damit

begannen, in die Wirtsa einzugreifen, bis dann im 19. Jahrhundert

expandierende Verwaltungsapparate die Nebenfolgen einer nunmehr

kapitalistisen Produktionsweise dur wohlfahrtsstaatlie

Inklusionsmaßnahmen zu entsärfen suten und so immer tiefer in das

gesellsalie Leben eindrangen.

2

 Damit waren zuglei die Samen gelegt

für eine erst später einsetzende »Politisierung von unten«, in deren Verlauf

Teile der unterprivilegierten Siten begannen, si als mündige Subjekte

wahrzunehmen und soziale und politise Rete einzufordern. In den

Wohlstandsgesellsaen des ausgehenden 20. und des 21. Jahrhunderts

sließli riten zunehmend selbstbewusste Bürger gesteigerte

Partizipationserwartungen an immer kritiser beäugte

Regierungsinstitutionen. Der Niedergang traditioneller Hierarien

korrespondiert mit einem sukzessiven Zugewinn an individueller

Entseidungsfreiheit. Vielfältige Formen sozialen Protests, au ziviler

Ungehorsam, werden als Supplement zu tradierten Wegen der Einflussnahme



qua Abstimmung von allen Seiten gesätzt. Essentialistis definierte

Gemeinwohlbegriffe und Argumente, die das Bestehende damit begründen

wollen, dass es son immer existierte, können nit mehr überzeugen.

Externe Kriterien stehen für die Bewertung von Geltungsgründen nit zur

Verfügung, die Gesellsa muss si aus si selbst hervorbringen. Politik

ist, kurz gesagt, die »einzige elle von Normierungen«, und alles ist

politis entseidbar geworden.

3

Zeitlebens hae Greven diesen Punkt immer etwas überspannt, was vor

allem seinem extensiven dezisionistisen Politikbegriff gesuldet war. Am

Matrealismus Max Webers gesult und in Abgrenzung zu einem strikt

intersubjektiven handlungstheoretisen Ansatz, wie wir ihn zum Beispiel

bei Hannah Arendt finden, sieht er das Politise im absolutistisen

Fürstenstaat ebenso wie in der liberalen Demokratie verwirklit und erst

ret, in einem nie mehr erreiten Ausmaß, in der totalen Herrsa (laut

Arendt der Tod des Politisen) – überall dort, wo Kontingenz verfügbar ist,

wo also etwas politis wirksam, das heißt für größere Verbände autoritativ

verbindli, aber nit notwendig entseidbar ist. Nit zu Unret wurde

ihm deshalb vorgeworfen, einer »herrsaskategorialen und gewaltnahen

Konzeption des Politisen« das Wort zu reden, die, ganz weberianis, die

»zwerationale Verwirkliung subjektiver Präferenzen« normativ nit

höher bewerte als ein antiinstrumentelles Verständnis politisen Handelns,

als ein »acting in concert«, wie Arendt es mit Bezug auf Edmund Burke

favorisierte, und somit nit dem Anspru eines explizit demokratisen

Dezisionismus geret werde, da ein soler, um auf eine moderne,

pluralistise Gesellsa anwendbar zu sein, obligatoris mit einem

egalitären Deliberationsideal verknüp werden müsste.

4

 Wie immer man zu

diesem Vorwurf stehen mag:

5

 Das im Kontingenzbegriff enthaltene

Kriterium der Gestaltungsfreiheit, weles in beiden Deutungen des

Politisen eine zentrale Rolle spielt, ist zweifellos eine konstitutive

Bedingung, und ihr Verlust heute eine der größten Bedrohungen für

demokratises Regieren. Auf dieses Problem hat au Greven stets

hingewiesen, wenn er auf eine »immer tiefere Klu zwisen der si

tendenziell radikalisierenden gesellsalien Problemwahrnehmung und



der Wahrnehmung der politisen Entseidungsroutinen« aufmerksam

mate, »die in der Paradoxie mündet, dass niemand mehr der Politik

zutraut, was do allein politis gelöst werden könnte«.

6

Damit kommen wir zur paradoxen Wendung der ese von der

politisierten Demokratie der Spätmoderne.

7

 Der einerseits duraus

plausible Befund einer von Politik durdrungenen Gesellsa wird nit

nur dur eine seit vielen Jahrzehnten mit großer Sorge besriebene

Ohnmat der einst aus langen politisen Konflikten hervorgegangenen,

politis instituierten Verfassungsorgane kontrastiert. Da der

(National-)Staat in der Beriterstaung no immer als das eigentli

relevante politise Entseidungszentrum und der Webewerb der um die

Mat in dessen »Saltzentralen« konkurrierenden Gruppen von den

meisten Bürgern – ungeatet der akademisen Trennungen zwisen Staat

und Politik, Politik und dem Politisen – no immer als der Kern dessen,

was Politik ausmat, betratet werden und weil au die meisten

»subpolitisen« Akteure außerhalb der tradierten staatlien und

korporatistisen Arrangements mit ihren Aktivitäten versuen, ihre

politisen Forderungen an die zumeist dur Wahl autorisierten national-

oder suprastaatlien Repräsentanten zu riten, stehen die politisierten

Bürger, mit der plausiblen Diagnose vom »Ende der Handlungsfähigkeit des

Staates« konfrontiert,

8

 dem zunehmend matlosen Adressaten ihrer

zahlreien Anliegen rat- und politis perspektivlos gegenüber.

Denn während die neuen Formen des politisen Engagements vor allem

dur zwei Trends gekennzeinet sind – Individualisierung und

Distanzierung der Bürger von der »offiziellen Politik« –, nehmen die

Erwartungen an die Regelungskapazitäten der staatlien Institutionen

keineswegs ab. Im Gegenteil: An der Einsit, dass angesits smelzender

Polkappen, globaler Armutsmigration und einer ernstha gestörten

Beziehung zwisen Finanz- und Realökonomie »etwas getan werden muss«,

fehlt es offensitli nit. Die Ansprüe der Bürger an eine heute primär

als Dienstleistungsunternehmen perzipierte Politik wasen weiter an. Das

»Könnens-Bewusstsein«, mit dem der Althistoriker Christian Meier den

diesseitsorientierten Fortsrisoptimismus der Grieen arakterisierte,



politisen Wandel in gefestigten institutionellen Bahnen und ohne

Bezugnahme auf transzendente Prämissen erreien zu können,

9

 nimmt

dagegen ab, weil der vermeintlie Kontingenzübersuss nit in die

tradierten und konstitutionell vorgegebenen Verfahren übersetzt werden

kann und insofern gar kein realer ist: In der Epoe der Kontingenz safft

die Befreiung von organis legitimierten Herrsasnormen zwar ein

Gefühl dafür, dass nit nur in der Tenik, sondern au im politisen

Raum prinzipiell nits unmögli ist (was nit allein in den großen

Revolutionen, sondern ebenso in den totalitären Katastrophen des 20.

Jahrhunderts eine extreme Bestätigung fand). Jüngst aber swebt über

Europa eine Aura der Alternativlosigkeit: Angesits »multipler Krisen«

10

sind wir im öffentlien Raum mit der Notwendigkeit einer wesentli von

den »Sazwängen« des ökonomisen Sektors bestimmten Politik

konfrontiert, die si bei der Retfertigung ihrer Entseidungen gern der

sogenannten TINA-Rhetorik (»ere is no alternative«) bedient. Dazu passt,

dass das Wort »alternativlos« 2010 von der Gesellsa für deutse Sprae

zum Unwort des Jahres gewählt wurde. Der Streit um fundamentale

Ordnungsfragen ist längst einer Art Placebo-Politik gewien, die diffuse,

weil nur no selten bipolar verlaufende Konflikte dur simulative

Verfahren wie die Reaktivierung überkommener, auf nationalstaatlie

Politikmuster rekurrierender Erzählungen aufzulösen versut. Sole

Erzählungen vermieln zwar ein Gefühl von Wärme und Geborgenheit,

zeinen aber das fiktive Bild einer staatszentrierten Politik, die si in

Wirklikeit längst in Auflösung befindet und in der globalen Welt

swerli funktionieren kann. Staatli-politise Institutionen, die ehemals

nit nur als ausführende Organe, sondern au als Impulsgeber fungierten,

verwandeln si in »Zombie-Institutionen, die historis längst tot sind, aber

do nit sterben können«,

11

 die dem Modernisierungsprozess wankend

hinterherslurfen und gegenüber der ökonomisen Globalisierung immer

mehr in Verzug geraten. Um die eigene Matlosigkeit gegenüber den

Dynamiken der Weltökonomie, aber au um die hässlien,

matzentrierten Seiten politisen Handelns in einem relativ

herrsaskritisen »Zeitalter des Misstrauens«

12

 zu überblenden, bedient



si die Politik harmonistiser Wohlfühlrhetorik und überswänglier

Moralisierung.

13

 Sie überdet das graue Porträt der konsoziativen, dur die

Dispersion politiser Verantwortlikeiten geprägten

Gegenwartsdemokratie mit den bunten Farben inhaltsleerer Ästhetisierung

und einer dialogisen Drapierung des Alternativlosen, wodur es ihr

bislang tatsäli gelingt, na wie vor bestehende gesellsalie

Konfliktpotenziale vorsorgli zu entsärfen.

Zuglei fällt auf, wie slaff und uninspiriert die meisten politisen

Debaen heute verlaufen. Sier, Sozialdemokraten können si an

Wahlabenden hämis freuen, wenn CDU-Anhänger aufgrund gravierender

Verluste ihrer Partei tieraurig in die Kamera sauen. Grüne gönnen den

Freidemokraten die heigsten Einbrüe; Liberale jauzen bei Verlusten der

Öko-Partei. In der Sadenfreude sind die alten politisen Lager no

ordentli sortiert. Aber sonst? Kann man no irgendeinen

Sozialdemokraten erhitzt mit einem Christdemokraten disputieren sehen?

Worüber sollten sie si au streiten? Über den Atomausstieg? Über Steuer-

oder Sparpolitik? Über vorsulise Kinderbetreuungseinritungen? Über

den Mindestlohn? Über den Erhalt des Sozialstaats? Gar über Europa? Eine

grundsätzlie Differenz gibt es in all diesen Fragen nit mehr. Zugespitzt:

Auf der öffentlien Bühne finden wir heute überwiegend Darsteller des

Politisen, die von Fall zu Fall und bevorzugt vor Fernsehpublikum mit

theatraliser Stimme irgendeinen Vertreter einer anderen Partei andonnern,

ohne im Inneren au nur im Geringsten erregt, aufgewühlt oder wirkli

empört zu sein.

Haben wir no die Wahl?

So wird ein zentrales Verspreen der repräsentativen Demokratie ins

Wanken gebrat: dass si den gesellsalien Akteuren mehr als eine

politise Option bieten sollte, die in der gesellsalien Sphäre waltenden

Prozesse wenigstens mitzugestalten oder – negativ formuliert – den

Notwendigkeiten des ökonomisen Lebens zu trotzen, und dass die

versiedenen im gesellsalien Diskurs vorgebraten Möglikeiten,



die soziale Welt zu gestalten, im politisen Raum, im Parlament eine

Stimme finden und au real verfügbar sein müssen. Andernfalls wird der

dauerhae Akt der Repräsentation, also das Sitbar-Maen von

divergierenden Standpunkten, marginalisiert, denn »eine repräsentative

Körpersa, die nit geteilt ist, ist ein Widerspru in si«.

14

 Zumindest

würde das Moment der Wahl, dem politise Repräsentanten in

demokratisen Systemen immer no ihre Legitimation verdanken, ins

Leere laufen. Dann swindet der Glaube der Mensen daran, an den

gesellsalien Verhältnissen gemeinsam no etwas ändern zu können.

Es fehlt, wie in jüngerer Zeit zu Ret betont wird, der gemeinsame narrative

Zusammenhang, der einen solen Glauben plausibel revitalisieren könnte.

Gleizeitig wird die demokratise Programmierung des Staatshandelns

dur die weit größere Wirkmat weltwirtsalier Akteure immens

relativiert. Wenn si die parlamentarisen Mehrheitsfraktionen, wie in

jüngerer Zeit in Italien und Grieenland, für die Einsetzung von

Tenokratenkabineen entseiden, um der Verantwortlikeit für das

wirtsaspolitis Unvermeidlie zu entgehen, fällt die institutionalisierte

Politik als Adressat politiser Unmutsbekundungen aus. Die

unmissverständlie Botsa an das Volk ist dann eine längst bekannte,

nun aber mehr oder weniger offen bekundete Einsit: dass man innerhalb

nationaler Demokratien eben »nit gegen die internationalen

Finanzmärkte regieren kann« (Joska Fiser).

Na dem Ausbru der Finanzkrise 2007 haen viele Beobater

zunäst auf einen irgendwie gearteten Paradigmenwesel gehofft. In der

Tat kann man, saut man in die Kommentarspalten au der eher

konservativ-liberalen Tageszeitungen,

15

 einen Trend hin zu einer

Grundstimmung erkennen, die auf die fortgesetzte Unterordnung der

Demokratie unter die Logik des Marktes, auf ihre Transformation in eine

»marktkonforme Fassadendemokratie«

16

 mit erfrisender Polemik reagiert.

Nit nur die Linke, sondern eine weit in die rete Mie hineinreiende

gesellsalie Teilgruppe sieht die größte Gefahr für eine vitale

Demokratie momentan nit, wie no vor einigen Jahrzehnten, primär von

einem »krakenhaen Staat«, von legislatoriser Regelungswut und der



Erstiung sozialer Autonomie dur Bürokratie ausgehen, sondern von der

Determinierung des politisen Lebens dur si selbst überlassene

Kapitalmärkte, oder von privaten Ratingagenturen, deren Verdikte ganze

Volkswirtsaen lähmen und immer häufiger über das Sisal von

Regierungen entseiden. Au gegen abstrakte Dinge wie »soziale Kälte«

und »neoliberale Dogmen« zu sein, gehört nagerade wieder zum guten

Ton; swieriger wird es aber, wenn man konkrete Fragen stellt: na der

Legitimität der Bankenreungen 2008/09 zum Beispiel oder na

Alternativen zu den im Zuge der südeuropäisen Staatssuldenkrisen von

Brüssel oktroyierten Austeritätsprogrammen, unter denen – mal wieder –

vor allem die Ärmsten zu leiden haben, obwohl ein guter Teil der

angehäuen Haushaltsdefizite allem Ansein na nit zuletzt auf die

vorangegangene, dur einen seit den atziger Jahren forcierten

Deregulierungswelauf hervorgerufene Weltfinanzkrise zurüzuführen

ist.

17

Man gewinnt jedo den Eindru, dass es bei den zentralen politisen

Fragen, die uns derzeit umtreiben, für die Bildung einer reflektierten

Meinung längst nit mehr ausreit, die Zeitung zu lesen und mit anderen

Bürgern ins Gesprä zu kommen – ein Ökonomiestudium wäre in vielen

Fällen eine Grundvoraussetzung: »Überall regiert das Nitwissen. Niemand

weiß, was ist und was die im Nullenraus verordnete erapie tatsäli

bewirkt«, ob der inzwisen in Mode gekommene »Staatssozialismus für

Reie«

18

 am Ende überhaupt Früte trägt. Letztli sind es do wieder die

Experten, auf deren Antworten wir zwangsläufig vertrauen müssen, wenn es

um Handlungs- und sogar Wahlempfehlungen geht, denn immerhin: Die

Experten konfrontieren uns, trotz aller Differenzen untereinander im Detail,

sehr dezidiert mit den möglien katastrophalen Folgen unseres Handelns.

Eines sollten wir nit untersätzen: »Ete« Demokratie (was au immer

das sein mag), wie sie das spanise Movimiento 15-M im Sommer 2011

einforderte, ist, wie alle unbestimmbaren Größen, in einer hogradig

interdependenten Währungs- und Wirtsasordnung zu einer gefährlien

Angelegenheit geworden. Grundsätzlie Alternativen seinen unter den

gegebenen Bedingungen o nur no zusammen mit einem drohenden



Kollaps des Systems denkbar, der befürtete Smeerlingseffekt ist ein

permanentes Risiko: Ein Nein bei einem vom damaligen grieisen

Ministerpräsidenten Giorgos Papandreou zunäst für den Herbst 2011

angekündigten Euro-Referendum seines Landes, das am Ende – zur

Erleiterung der übrigen Staaten der Europäisen Währungsunion (EWU)

– do nit stafand, oder die Wahl einer falsen Partei bei den

grieisen und italienisen Parlamentswahlen vom Juni 2012 und Februar

2013 häe, so sagte man uns zu jener Zeit, einen Tsunami im Innersten der

Euro-Zone auslösen können. Die Politik der Angst delegitimiert das Nein-

Sagen, die Alternative, als eine verantwortungslose Inkaufnahme

untragbarer Risiken, die von den Experten selbst nur vage kalkuliert und von

den Medien je na Bedarf genüssli zugespitzt werden. Auf diese Weise

werden die Bedingungen politisen Handelns geswät, denn Politik ist

ja, um mit Hannah Arendt zu spreen, nur unter der Voraussetzung einer

dem »Medium der Pluralität« gesuldeten »Unabsehbarkeit der Taten«,

eben radikaler Kontingenz, denkbar. Um mit diesem aotisen Zustand

fertigzuwerden, braut es die bindende »Kra gegenseitiger Verspreen«,

Vertrauen in die anderen, die Mit-Handelnden.

19

 Da der »flexible Mens«

(Riard Senne) im »Zeitalter des Narzißmus« (Christopher Las) aber

gerade die Zurüweisung aller Bindungen und eine grundsätzlie Skepsis

gegenüber Verspreungen als Überlebens- und Emanzipationsstrategie zu

verinnerlien hat, wirkt die Kontingenz des Politisen in der Tat nur no

bedrohli. Immerhin: Der »Experte« reduziert – wie in unseren übrigen

Lebensbereien au – die unerträglie Freiheit der Wahl, sagt uns, wie

wir handeln sollen, wodur allerdings das politise Handeln seine

spezifise alität verliert, da es auf der perspektivisen Relativität von

Meinungen beruht, während in einem Expertendiskurs tenise Lösungen

und Tatsaenwahrheiten dominieren, die, wie es bei Arendt

unmissverständli heißt, »vom Standpunkt der Politik aus gesehen […]

despotis« sind.

20

Folgt man hingegen dem italienisen Politologen Norberto Bobbio, dann

ist die unvermeidlie Tendenz der Demokratie zur Tenokratie, zur

Expertenherrsa eines jener unüberwindlien »Hindernisse der



Demokratie«, die dazu führen, dass eine Reihe nit eingelöster Verspreen

demokratisen Regierens (»ete« Volkssouveränität, Auflösung

oligariser Strukturen usw.) zu uneinlösbaren Verspreen werden, die

den Weg zu einer mehr als minimalistisen Demokratie versperren. Die

Gründe dafür sind bekannt: Tenokratie und Demokratie stehen zwar im

Gegensatz zueinander, weil Letztere gerade auf der Hypothese basiert, dass

alle über alles entseiden können. Do die Ausweitung des Wahlrets

ging stets mit einem Ausbau des Dienstleistungsstaates einher, denn: Je

mehr Wählerinteressen öffentli artikuliert werden, desto komplexer

gestalten si die politisen Steuerungsprozesse.

21

 Dieser Trend zur

Expertokratie qua Demokratisierung nimmt indes weit weniger

apokalyptise Züge an, sofern man, wie Ulri Be, für die »reflexive

Moderne« gleizeitig eine »Subpolitisierung der Experten« diagnostiziert

und diese als Symptom einer »Entkernung« und »Entgrenzung« des

Politisen deutet, mithin auf die Chancen fokussiert, die eine Ausweitung

alternativer Handlungsmöglikeiten und deren potenziell politise

Bedeutung im beruflien Leben mit si bringt.

22

Umgekehrt ist do aber die Gefahr, dass Bürger, die si nit für

Experten halten, si selbst die »Kompetenzen« und die Fähigkeit

abspreen, no an der res publica teilzuhaben, unglei höher zu

veranslagen. Und dass das Vertrauen der Bürger in ihre Experten, vor

allem in die Ökonomen und in die EU-Komitologie, infolge der Finanz- und

Währungskrisen der letzten Jahre nahaltig ersüert wurde, lässt

wiederum das Vertrauen der Regierenden in die Bürger swinden. In der

Folge versut die Politik umso entsiedener, die arcana imperii von der

unbereenbaren Bürgersa fernzuhalten. So stehen beide Seiten einander

zunehmend misstrauis, fast son feindselig, aber denno erwartungsvoll

gegenüber – keine gute Basis für ein auf Dauer angelegtes

Zusammenwirken.

In Deutsland wurde ein von der Mehrheit der befragten Bürger

gefordertes Referendum über den künigen Kurs in der europäisen

Währungspolitik nie wirkli in Betrat gezogen; au ein Konvent zur

Ausarbeitung eines neuen EU-Vertrages, bei dem die nationalen Parlamente



mitreden düren, wurde von der Bundesregierung von vornherein abgelehnt.

Das Herz des europäisen Zukunsdiskurses liegt augenblili und wohl

au weiterhin in den abgesiedenen Sphären nationaler Exekutivorgane

und der intergouvernementalen Institutionen der EU (dazu mehr im aten

Kapitel). In so einer Lage von einem »Primat des Politisen« zu spreen,

das es – wie es in keynote speees von Politikern auf Symposien von

Stiungen und Akademien immer so sön heißt – zu verteidigen gelte,

erseint illusionär. Eher gewinnen Diagnosen an Plausibilität, die seit

Jahrzehnten ein »Absterben des öffentlien politisen Bereies«,

23

 eine

»wasende Ohnmat der verbliebenen Organe des kollektiven politisen

Handelns«,

24

 gar ein »Verswinden der Politik«

25

 in der modernen

Demokratie konstatieren.
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Das Unbehagen an der pluralistisen Demokratie



Tragis ist nun, dass gerade in Momenten, in denen si das Politise in

einer spontanen Demonstration gesteigerter Partizipation Bahn brit, in

denen si der Widerspru der Bürger gegen die Beslüsse einer mal als

entseidungsarm, mal als wenig responsiv und autoritär rezipierten Politik

erhebt, dieser qua intentione eine zusätzlie Hemmung der

Entseidungsprozesse bewirkt – in einer Zeit zumal, in der die Mat des

Privatsektors seinbar so groß geworden ist, dass Parlamente und

Regierungen bei ritungsweisenden Entseidungen von Konjunkturdaten

sowie den Stimmungen an der Börse regelmäßig vorangepeitst werden.

26

In einer Epoe der dynamisen Besleunigung von

Informationsvermilung, Datenübertragung, Finanztransfers etc. bleibt

kaum no Zeit für ausführlie Diskussionen, für pluralismusorientierte

Abwägungen, für Transparenz.

»Die Politik wird somit in die Defensive gedrängt. Entseidungen stehen unter einem immer

höheren Zeitdru, der mit den zeitintensiven Willensbildungsprozessen in den Parlamenten nit

vereinbar ist. […] So wusste im August 2008 vermutli nur ein Bruteil der Parlamentarier (und

Bürger), was ein Leerverkauf überhaupt ist. Es ist daher nit überrasend, dass si zur

politisen Bearbeitung der Finanzkrise in Deutsland nur ein äußerst kleiner Zirkel in Berlin

zusammengefunden hat.«27

In diesem Szenario verliert das Parlament das, was Herfried Münkler als die

»Moratoriumsfähigkeit« der parlamentarisen Demokratie bezeinet, die

Kompetenz also, selbst bei drängenden Problemen den systemisen

Entseidungszwängen, denen die Exekutive tägli ausgesetzt ist, so lange

zu trotzen, bis eine möglist umfassende – das heißt: alle, au vermeintli

»radikale«, Alternativen berüsitigende – Debae stagefunden hat. Nur

so kann verhindert werden, dass »si die deliberative Demokratie unter der

Hand in eine dezisive Demokratie« verwandelt, in der das Parlament

Kabinesbeslüsse allenfalls no akklamieren darf.

28

Der Handlungsdru auf gewählte Repräsentanten wäst von zwei Seiten

her und wirkt in untersiedlie Ritungen: Während die Probleme, die

eine von der Politik selbst deregulierte Finanzwirtsa produziert, snelle

und koordinierte Reaktionen auf nationaler und intergouvernementaler

Ebene erfordern, verlangen die zahlreien, zwisen den Wahlgängen



vonseiten der kritisen Bürgersa artikulierten Forderungen na

zeitintensiven Verfahren der Willensbildung und Entseidungsfindung.

Erswert wird dies allerdings no dadur, dass die unversammelten

Bürger allenfalls diffuse Signale aussenden, die von der Politik nit mehr

angemessen verarbeitet und repräsentiert werden können, au weil es

immer swieriger wird, die politisen Lager klar voneinander

abzugrenzen. Je pluralistiser, misstrauiser, weniger milieugebunden eine

Gesellsa ist, desto swerer fällt den politisen Akteuren die

Zusammenführung und Repräsentation bestimmter Wählersiten bei der

Formulierung von Kompromissen und desto langsamer arbeiten au die

Räder des politisen Tagesgesäs. Da Demokratie von allen

Regierungsformen die mit Abstand zeitaufwendigste ist und im Gegensatz

zu anderen Regimetypen Rüsit auf die (in modernen liberalen

Gesellsaen si ständig vervielfaenden) Interessen der Bürger nehmen

muss, gewinnen die Probleme des politisen Systems bei der Bearbeitung

des demokratisen Inputs im »Zeitalter der Besleunigung«

29

 unweigerli

Überhand. Denn unübersaubare Interdependenzen, die die kooperativen

Verhandlungsformen jenseits des Nationalstaates bestimmen, verlangen

heute na informellen und »weien« Formen der Retsetzung, der

Abtretung von Kompetenzen an Expertengremien, die zwar angesits des

riesigen Rüstands, den die politis-retlie gegenüber der ökonomisen

Globalisierung bislang einnimmt, witige Instrumente zur Lösung

grenzübersreitender Probleme darstellen, aber zuglei die Bedeutung von

Wahlen und damit die Äquidistanz der Bürger zu den Matzentren der

Republik, die Zureenbarkeit politiser Entseidungen unterminieren.

Geht nämli die Funktion der Parlamente als Motor der gesellsalien

Regulierung und politisen Integration verloren, dann wird diese Aufgabe

mehr und mehr den Regierungen und Administrationen übertragen, die

gerade auf internationale Krisen sneller und effizienter reagieren können,

die si jedo, sofern die Parlamente dabei meist außen vor bleiben, auf

weniger demokratise Legitimität stützen können.

Das Fazit ist grausam: Je ernster wir das formale demokratise

Verspreen einer möglist umfassenden Inklusion aller sozialen Gruppen



nehmen und daher die Tore der parlamentarisen Komplexe für quantitativ

au no so geringfügig vertretene Meinungen und Interessen öffnen, je

stärker wir auf Partizipation und Responsivität setzen, desto mehr gerät

au die Reaktionsfähigkeit der Politik gegenüber der Ökonomie in

Rüstand und desto mehr offene Flanken bieten si folgli denjenigen, die

für eine Aufweiung der Reensaspflit der politisen

Repräsentanten gegenüber dem Volk, für eine Befreiung von der

»Wohlstandsfessel« Demokratie plädieren.

In einer Webewerbsdemokratie, die ihr integratives Potenzial aus dem

Ideal der aggregativen Responsivität bezieht, führt maximale Inklusivität

unter Bedingungen hogradiger sozialer Pluralität zur Paralyse

demokratiser Prozesse und damit zur Entmatung der Politik. Diese wird,

um wenigstens Output-Legitimität herzustellen, in der Folge immer

abhängiger von solen Akteuren, die zwar na politisem Einfluss

streben, deren Interessen aber eigentli unpolitiser Art sind: ökonomise

Akteure, die an Rahmenbedingungen interessiert sind, die hohe

Gewinnmargen ermöglien und somit au die Wastumssübe der

heimisen Wirtsa begünstigen.
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 Da gewählte Regierungen (und das

Volk im Allgemeinen) selbst Nutznießer der erwirtsaeten Renditen sind,

werden sie gezwungen, zu einem gewissen Grad jene Präferenzen zu

berüsitigen, die die Märkte vorgeben, wodur aber die Autonomie des

Politisen swindet, wenn nit gar ganz aufgehoben wird. Eminent

politise Fragen – wie etwa: wele Instrumente zur Verteilung des

erwirtsaeten Wohlstandes angewendet werden sollten – geraten dabei in

den Hintergrund. Eine dialogis vermielnde Politik, die eher als Mediator

zwisen Einzel- und Gruppeninteressen denn selbst als demokratis

legitimierter Initiator von Projekten auri, verstetigt die »kleine Politik«,

die rar an Konflikten und Ereignissen ist und autoritative

Entseidungsfindungsprozesse in demokratis nit autorisierte und

konstitutionell nit vorgesehene Gremien verlagert. Das Resultat ist dann

nit nur, wie es das Unregierbarkeitstheorem seit Jahrzehnten impliziert,

Nitpolitik, sondern eine nitpolitise Politik. Der Trend zur »kleinen

Politik« meint ja zunäst einmal (auf der Output-Ebene des politisen



Systems) nur, dass wir den großen Herausforderungen unserer Zeit

aufgrund der gesilderten, einerseits aus dem Interessenpluralismus und

der Internationalisierung von Politik, andererseits aus der Matdispersion

im föderalen Bundesstaat mit seinen multidimensionalen Politikräumen

erwasenden Handlungsbloaden mit kleinteiligen Reparaturmaßnahmen

begegnen müssen, die der Komplexität der anvisierten Problemlagen nit

mehr angemessen sind.
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 Man denke nur, um ein konkretes Beispiel zu

nennen, an die Bemühungen der amtierenden Bundesregierung, der Misere

im öffentlien Gesundheitswesen mit seinem maroden Budgetierungssystem

und seinen Unterversorgungen zu trotzen, die als Ergebnis, wie im Herbst

2012, au na monatelangen Verhandlungen und nätlien Beratungen

im Koalitionsaussuss kaum mehr zeitigten als eine Absaffung der

Praxisgebühr. Überall werden großfläige Wunden nur no notdürig

verarztet. In der Folge ist die kleine Politik gezwungen, das große Wort, die

zuspitzende Geste den Hasardeuren an den populistisen Rändern zu

überlassen, die diese unter antipolitisen Vorzeien reaktivieren, als gegen

»die« institutionelle Politik insgesamt geritet und als den Willen eines

homogenen (ethnis, klassistis oder ähnli definierten) Volkes

präsentieren.

Der Trend zur kleinen Politik meint aber au ein Abgleiten der Politik in

einen administrativen Modus der Problemlösung, in eine »Verwaltung der

Saen«, wie Friedri Engels si eine ideale (im besten Sinne des Wortes)

postpolitise Ära vorgestellt hat, in ein Management wissensali

kalkulierter sozialer Notwendigkeiten anstelle diskursiver Praxis. Besinnen

wir uns für einen Moment auf das klassis-republikanise Verständnis von

Politik als einer spezifisen Form des Handelns, als einer Lebens- bzw.

Seinsweise, ja als einer »Versränkung von Leben und Politik«,

32

 die Politik

als (Selbst-)Zwe und nit als Miel denkt (also überhaupt nur auf die

»Input-Ebene« zielt), dann wird deutli, warum der Verlust öffentlier

Gestaltungsmat das Wesen der Politik/des Politisen selbst zum

Verswinden bringt. Das politise Handeln beruht nämli, wie es bei

Arendt heißt, auf der »weltbildenden Fähigkeit des Mensen« und seinem

Wuns, »in einem positiven Sinne frei« zu sein, na mehr zu verlangen als



nur na den »bürgerlien«, privaten Grundfreiheiten, auf denen zwar die

positive Freiheit des kollektiven Handelns erst aufbauen kann, die aber

genauso gut au als »Freiheit von Politik« ausgelegt und -gelebt werden

können.
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 Positive bzw. öffentlie Freiheit ist dagegen Ausdru eines

pursuit of public happiness, das die Beteiligung an den öffentlien

Angelegenheiten voraussetzt und nur in der Gegenwart anderer mögli ist,

was aber bedeutet, »daß niemand frei oder glüli ist, der keine Mat hat,

nämli keinen Anteil an öffentlier Mat«.

34

 Diese von liberalen Autoren

wie Isaiah Berlin vollkommen untersätzte Grundkategorie des Politisen

– kollektive Handlungsmat – kann si aber nur dort herausbilden, wo

öffentlie Räume bestehen, in denen si die Autonomie des Politisen

entfalten kann. Diese Autonomie ist allerdings gefährdet, wenn die politise

Sphäre immer stärker von ökonomisen Determinanten und

Verwaltungslogiken durdrungen wird.

Wenn man politises Handeln in der Tradition der republikanis

inspirierten Demokratietheorie als kommunikative Interaktion von freien

und gleien Subjekten in einem gemeinsam bewohnten öffentlien Raum

definiert, erhält der Begriff einen sehr emphatisen Beiklang, da er si

normativ von den eher »anwendungsbasierten« Verfahrensmodi

nitpolitiser Politikprozesse abhebt, wie sie etwa von unabhängigen

Expertengremien oder normsetzenden retspreenden Instanzen bestimmt

werden, die ihre Legitimation und funktionale Existenzberetigung gerade

von ihrer Unparteilikeit und ihrer Orientierung an objektiven Rets- oder

Nützlikeitskriterien her ableiten können und deren Relevanz innerhalb der

komplexen Mehrebenensysteme, die si im Rahmen der funktionalen

Differenzierung und Transnationalisierung öffentlier

Entseidungsverfahren herausbilden, in den letzten Jahren und

Jahrzehnten gegenüber den politisen Politikprozessen merkli

zugenommen hat. In einer »juridisen Demokratie«, in der das formale

Ret – ganz na dem Diktum der Verfassungslehre Hans Kelsens – im

Ansluss an das Gründungsereignis über der Idee der Volkssouveränität,

die einmal konstituierte über der konstituierenden Mat des Demos gelagert

ist, drängen die nitpolitisen, von unabhängigen Akteuren bestimmten



Entseidungsprozesse in den Vordergrund. In dieser Situation neigt die

kommentierende Öffentlikeit für gewöhnli dazu, sozialen Bewegungen

ihren politisen Charakter abzuspreen, wenn sie ihre Postulate nit

(oder nit ausdrüli) im Einvernehmen mit der konkreten

repräsentativen Ordnung artikulieren und an die dur Wahl legitimierten

Repräsentanten dieser Ordnung riten.
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 Man erinnere si an die

lapidaren Kommentare des Bundespräsidenten Joaim Gau zur Occupy-

Bewegung, die von ihm nit als eine »ernst zu nehmende politise Aktion«

betratet, sondern als eine der »Darstellung einer empörten Seele«

gewidmete »Kunstform« abgetan, gar indirekt als eine von »politise[n]

Reaktionäre[n] in Rot« vorgetragene Systemkritik in antidemokratiser

Absit dargestellt wurde.
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 Einerseits gesieht diese Abgrenzung von

Forderungen na fundamentalen Systemkorrekturen mit gutem Grund,

denn der liberaldemokratise Verfassungsstaat ist zweifellos ein

einzigartiger historiser Kompromiss, ein glänzendes Beispiel für eine

funktionierende Misverfassung, die demokratise und »aristokratise«

Verfassungselemente in abgewogener Form synthetisiert und so ein relatives

Gleigewit zwisen Stabilität und Erneuerung safft. Son

Maiavelli, der si, bei allen Lobliedern auf die republikanise virtù, der

Grenzen der menslien Gesie angesits der blindwütigen

Gesitskräe der fortuna und der necessità sehr bewusst war, hat in

Polybios’ Modell einer republikanisen Misverfassung ein wirksames

Instrument erkannt, das geeignet sein könnte, die öffentlien Konflikte

zwisen dem Volk und »den Großen«, Plebejern und Patriziern, als

Ausdru politiser Freiheit zu befördern und gleizeitig zu begrenzen, um

den quasinaturgesetzlien Verlauf des (von ihm so gedeuteten, ebenfalls von

Polybios übernommenen) Verfassungskreislaufs zu durbreen, das üblie

Umslagen der Republiken in Anarie und herna in neue Formen der

Despotie zu unterbinden.
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 Die Idee, dass die retsstaatlie Regulierung

der Volkssouveränität in der repräsentativen Demokratie die großen

gesellsalien Konflikte präventiv entsär und neuerlien

Systemtransformationen vorbeugt, liegt letztli au den seit den neunziger

Jahren wirkmätigen vulgärhegelianisen Deutungen vom »Ende der



Gesite« zugrunde. Aus dieser Perspektive seint die Devise »Keine

Experimente« duraus angebrat, um den Rüsri in ungewisse

vordemokratise Zustände zu vermeiden.

Aber natürli müsste gerade Gau, dem eine Slüsselrolle in der DDR-

Reformbewegung zukam und der mit Vorliebe Arendt zitiert, wissen, dass

viele der genuin politisen Momente in den vergangenen Jahrhunderten –

man denke nur an die Revolutionen in Nordamerika und Frankrei, an die

Volksaufstände in den Staaten des Warsauer Paktes usw. – si dort

ereignet haben, wo staatlie Institutionen als »Manifestationen und

Materialisationen von Mat […] erstarren und verfallen, sobald die

lebendige Mat des Volkes nit mehr hinter ihnen steht und sie stützt«,
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wo ein großer Teil des Volkes seine Folgebereitsa auündigt und na

grundlegenden, »systemisen« Reformen verlangt. Dies gilt für autoritäre

Regime, die si von der Mat des Volkes systematis absoen und

keinen Raum für (wirksames) politises Handeln lassen, die deshalb au

über keine Kanäle verfügen, um politise Unzufriedenheit demokratis zu

»verarbeiten«. Aber au Republiken, die den Bestand soler Diskursräume

erst garantieren, mithilfe von Wahlen und der Garantie von Freiheitsreten

den Willen des Volkes in geordnete Bahnen lenken, sind nit gefeit gegen

einen Niedergang der Responsivität ihrer Institutionen, gegen die wasende

Dominanz nitpolitiser Politikmodi in den Entseidungsprozessen und

können mit der Zeit anfällig werden für politise Apathie. Darum omas

Jeffersons unter Republikanern vielzitiertes Wort, Go möge das

amerikanise Volk davor bewahren, dass nur 20 Jahre ohne eine

demokratise Rebellion gegen die au in Republiken im Laufe der Zeit

naturwüsig einsetzenden oligarisen Tendenzen vergehen. Hannah

Arendt, die sole Gewalt verherrlienden Entgleisungen Jeffersons zwar

aufs Särfste rügte und seine Ideen von einer regelmäßigen,

generationenübergreifenden Neugründung von Republiken für radikalen

Irrsinn hielt, gleizeitig aber mit Vorliebe Jeffersons auf kommunalen wards

basierendes, mehrstufiges Repräsentationsmodell als rätedemokratises

Pendant zum westlien Parlamentarismus in Stellung brate, hat si

hinsitli der depolitisierenden Effekte der repräsentativen



Parteiendemokratien nie Illusionen hingegeben. Zwar hat sie si nit der

Erkenntnis verweigert, dass Meinungen »in der Tat auf das dringendste

einer Reinigung und einer Vertretung« bedürfen: Die Aggregation und

Filterungen der »Versiedenheiten und Konflikte«, die der

Meinungsaustaus mit si bringt, könne realistiserweise nur eine

repräsentative Körpersa leisten.
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 Arendt, die na Meanismen zur

Abbildung von Meinungsvielfalt sut, plädiert eindeutig für ein Prinzip

politiser Vertretung als Differenzrepräsentation und gegen die totalitäre

Ausdeutung rousseauser Identitätsrepräsentation in der Tradition von

Carl Smi, die notfalls eine »Vernitung des Heterogenen« propagiert.

40

Repräsentation wird zum Korrektiv gegen die tyrannise Tendenz der

»einmütige[n] öffentlie[n] Meinung«, dient aber zuglei als »teniser

Notbehelf«, um »große[n] Bevölkerungsmassen« die Artikulation ihrer

Meinungen erst zu erlauben.

41

 Meinungsrepräsentation ist jedo nur in

föderalistis organisierten repräsentativen Systemen, in kleinräumigen

Strukturen mögli, die diese »Massen« in kommunale Gliederungen

aueilen und ihnen Diskussionsforen zur Verfügung stellen, in denen sie

si eine Meinung bilden können: Denn »um si eine Meinung zu bilden,

muß man dabei sein; und wer nit dabei ist, hat entweder […] gar keine

Meinung oder er mat si in den Massengesellsaen des neunzehnten

und zwanzigsten Jahrhunderts […] einen Meinungsersatz zuret«.
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 Die

Repräsentation des politisen Handelns, das heißt die Vertretung von

Meinungen, ist natürli nur dort mögli, wo es Räume gibt, in denen die

Bürger zusammenkommen und qua Deliberation über politise Probleme

diskutieren können. An ebendiesen Räumen – das ist Arendts zentraler

Vorwurf – fehlt es in den westlien Demokratien der Gegenwart.

43

In jüngster Zeit gewinnt Arendts Diagnose unzweifelha an Relevanz.

Arendts Werk hat ja gerade deshalb so inspirierend auf die Diskussion um

die Verortung des Politisen gewirkt, weil die großen Widersprüe

moderner Politik – die Notwendigkeit, den republikanisen

Gründungsmoment konservieren und stabilisieren, gleizeitig aber ständig

erneuern und fortsreiben zu müssen; die Unerlässlikeit einer

retsstaatlien Fundierung demokratiser Politik und der daraus



eventuell erwasenden Gefahr der Unterdrüung politiser

Handlungsmat usw. – überall in ihren Srien Spannungen und Aporien

erzeugen, die o ungelöst bleiben, damit aber einen erfrisenden Kontrast

zu den zahlreien outputorientierten Demokratietheorien bilden, die die

politise Beteiligung auf Kosten von Effizienzkriterien vernalässigen und

den politikwissensalien Diskurs und die Praxis empiriser

Sozialforsung heute weitgehend dominieren.
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 Dass im politisen Denken

der Gegenwart »die Sorge um Stabilität und Dauerhaigkeit und der Geist

des Neuen in Gegensätzlies auseinanderfallen«,

45

 galt Arendt deshalb als

eines der sitbarsten Symptome für den geringen Stellenwert, der dem

politisen Handeln in den gesellsalien Debaen und der modernen

Sozialwissensa zugemessen wird. Während liberale Konservative wie

Gau einseitig das Systemziel der Stabilität betonen, dabei aber Gefahr

laufen, überall dort, wo si die »lebendige Mat des Volkes« räkelt, voreilig

Extremisten zu vermuten und das Ziel der kollektiven Selbstbestimmung

unter dem Dru ihrer juridisen Einhegung abzuwerten, verswenden

radikale Demokraten, wie sie in der Occupy-Bewegung anzutreffen waren,

nur selten einen ernsthaen Gedanken an die Frage, wie die Mat des

Volkes so in institutionelle Bahnen gelenkt werden könnte, dass sie si am

Ende nit do wieder gegen si selbst ritet und einen

homogenisierenden Meinungsdru erzeugt, der zuglei den »Tod aller

Meinungen« bedeuten würde (vgl. zu Letzterem ausführlier Kapitel 5).
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Zwisen beiden Lagern klafft offenbar ein tiefer Graben, der nit nur einen

frutbaren Dialog über die Zukun der Demokratie verhindert, sondern das

Politise selbst verswinden zu lassen droht.

Jedenfalls: Erst die konstitutive Pluralität und das assoziative Momentum

des Politisen – das »acting in concert«, die relative Gestaltungsfreiheit, die

si aus der Wahl aus mehreren möglien Alternativen ergibt, und die

Möglikeit der Uneinigkeit – können die Demokratie im Sinne einer

»beständigen Erneuerung der Erfahrung« erlebbar maen, wie John Dewey

dies postuliert hat.
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 Dazu braut es in der Tat die von Arendt geforderten

autonomen Handlungssphären, da sowohl die Triebkräe der Ökonomie als

au die Verwaltungslogik das son erwähnte Drängen der Demokratie zur



Expertokratie sowie eine Konformität des Verhaltens und der

Verfahrensabläufe erzwingen, die der konfliktären Pluralität des Politisen

vollkommen abträgli ist. Wenn wir sagen, wir handeln politis, bedeutet

das ja nit nur, dass wir unsere Urteile ohne Bezugnahme auf

metaphysise Deduktionen, sondern au ohne eine zwanghae Fügung in

ein »Notwendiges« fällen. Die Renaissance des Politisen in der Frühen

Neuzeit wird daher au ritig auf das Erseinen von Maiavellis Il

Principe und der Discorsi datiert, weil hier zum ersten Mal ein eminent

diesseitiges politises Ideal mit der eskapistisen vita contemplativa der

ristlien Esatologie, aber au mit einer deterministisen Auslegung

der Gesite, einer Resignation gegenüber den sisalhaen Kräen der

fortuna kontrastiert wurde.
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 Denn »politis« zu sein, das heißt, um mit

Benjamin Barber zu spreen, »entseiden zu müssen, dann nämli, wenn

wir über keine apriorisen Entseidungsgründe, gölie Matsprüe

oder reines Wissen (episteme) verfügen. Politis sein, bedeutet daher, auf

swindelerregende Weise frei zu sein«
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 – eine so verstandene radikale

Pluralität in einer offenen demokratisen Gesellsa sollte dabei

keineswegs als Plädoyer für ein postmodernes »anything goes«, das neben

jeglien Letztbegründungen au alle möglien Gründungsmomente und

universalistisen Werte negiert, und erst ret nit als eine von

retsstaatlien Rahmungen entfesselte Demokratie verstanden werden, für

die, wie wir no sehen werden, einige radikaldemokratise Autoren in

letzter Zeit wieder sehr offen argumentieren. Es soll ledigli heißen, dass

eine Demokratie nur dann ihren politisen Charakter bewahren kann,

wenn ihre institutionelle Verfasstheit ein gewisses Maß an Offenheit und

Optionenvielfalt garantiert.

Die offensitlisten, fast tägli spürbaren Faceen unpolitiser Politik

– die dem Komplexitätszuwas gesuldete Verlagerung der

Regierungsgesäe in policy-Netzwerke, die Verretliung der sozialen

Beziehungen usw. – lassen die Offenheit der Gegenwartsdemokratien für

politises Handeln momentan jedo denkbar prekär erseinen: Mit der

Abtretung der téne politiké an wenige, wie sie si mit der Transformation

eines responsiven zu einem responsible government in einer leader



democracy vollzieht,

50

 und ihrer juridisen Einfärbung korrespondieren

neue Teniken massenmedialer Inszenierung, die den Niedergang

formalistiser und substanzieller Repräsentationsmeanismen dur

immer ausgefeiltere Teniken der darstellenden, primär symbolis

funktionierenden Repräsentation zu komprimieren versuen. Dadur

entsteht ein neuer Zwisenberei der semiöffentlien Vermilung, der in

einem Spannungsfeld »zwisen Realität und Fiktion, zwisen Politik und

Unterhaltung, zwisen Privatheit und Öffentlikeit« zu lokalisieren ist,
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allerdings in den letzten Jahren immer mehr Fälle »hyperrealer«

(a)politiser Inszenierung, immer neue Spielarten von »Politainment«

hervorgebrat hat, die Unterhaltung und Selbstdarstellung auf Kosten von

politiser Meinungsbildung in den Vordergrund drängen. (Man denke nur

an die jüngeren Fälle Sarkozy, zu Guenberg oder Swarzenegger.)

Politiker wissen natürli, wele Skepsis und unbereenbaren

Frustrationen eine unpolitise (Nit-)Politik aufseiten der Bürgersa

hervorrufen kann. Die Entstehung und erfolgreie Wahlteilnahme neuer

Parteien (wie hierzulande der Piraten) zum Beispiel, die explizit mit dem

Verspreen antreten, den öffentlien Raum neu zu organisieren und somit

eine reelle Gefahr für die dort bereits anwesenden politisen

Repräsentanten darstellen. Deshalb versuen Letztere, sowohl über den

Verlust an Gestaltungsmat (auf den sie, zumindest implizit, an anderer

Stelle zur Retfertigung vermeintli alternativloser Entseidungen so gern

verweisen) als au über den unpolitisen Charakter ihrer

Kommunikationsstrategien hinwegzutäusen und den Handlungsdru

vonseiten der zunehmend besser ausgebildeten, selbstbewussten Bürgersa

zu verringern, indem sie ihr Handeln einerseits (seinbar) transparenter

gestalten und andererseits als pragmatise Kümmerer in Erseinung

treten – eine gesite Kombination zweier Methoden der politisen

Inszenierung und Image-Werbung, die in den letzten Jahren exemplaris an

Angela Merkel studiert werden konnte. Wie sie haben au andere Politiker,

inspiriert von Bara Obamas in vielerlei Hinsit stilbildendem Wahlkampf

von 2008 und soiert vom milerweile gebremsten Siegeszug der

Piratenpartei, längst das Internet für si entdet, nutzen dialogise



Politikformen (»Tele-Townhall«, »Zukunsdialog der Kanzlerin«) und

überbieten si mit Forderungen na »mehr Partizipation«. Gleizeitig

gewinnt das Kümmerer-Modell gerade in Zeiten ökonomiser Unsierheit

und mit der fortsreitenden Europäisierung nationaler Politik wieder an

Sympathie. Die Darstellung einer Führungsfigur als fürsorglier,

kompetenter und überparteilier Problemlöserin, die Vermilung von

harmonistiser Wohlfühl-Stimmung sind Merkmale dieser Strategie. 2011/12

konnten die Sozialdemokraten mien in der großen Krise eine Reihe von

Wahlkämpfen (etwa in Berlin und Nordrhein-Westfalen) mit reinen

Wohlfühl- sta emenwahlkämpfen (»Berlin verstehen«, »Currywurst ist

SPD«) erfolgrei führen, die ganz auf die jeweiligen Landesmüer und -

väter zugesnien waren. Die depolitisierende Wirkung dieses Modells ist

offensitli und nit gerade neu.

Das dialogise Modell dagegen wendet si an eine in allen Milieus

wasende Wählerklientel der kritiseren Geister, denen der managerhae

Gestus des Kümmerers zu paternalistis ist, und versut, den

Beteiligungswünsen der Bürger entgegenzukommen, dient aber eigentli

nur dazu, die Bindungen an diejenige Instanz zu intensivieren, die zum

Dialog eingeladen hat. Das Kümmerer-Modell präsentiert si wiederum

ganz offen als personenzentrierte Darstellungspolitik. Während das

dialogise Modell das false Gefühl eter Beteiligung vermielt, wet die

Kümmerer-Strategie meist eine Erwartung, die regionale Politik heute

unmögli erfüllen kann, weil sie der in einer pluralistisen Gesellsa

unvermeidlien Tendenz zur Verhandlungsdemokratie entgegensteht: die

Bündelung von Kompetenzen in einem starken Entseidungszentrum,

verkörpert in der Person des leader, der, so die Botsa, die Dinge son

riten wird. Das Resultat einer si selbst als omnipotent und/oder

partizipativ gerierenden, am Ende aber do wieder nur das kleine Karo

produzierenden Politik ist deshalb zwangsläufig no mehr Enäusung

und Apathie.

Diese Enäusung artikuliert si in letzter Zeit immer häufiger in

wütenden Reaktionen auf die Handlungsbloaden, die eine pluralistise

Gesellsa produziert. Einerseits sien si immer mal wieder



Journalisten an, über »zu viel Demokratie, zu viel Mitbestimmung, zu viel

Transparenz« zu klagen und die Politik vor dem »maßlosen Bürger« in

Sutz zu nehmen.
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 Andererseits wird die Gefahr betont, dass über den

kleinen Reibereien des politisen Alltags am Ende das »große Ganze«

verloren gehen könnte: »Eine Demokratie, die si darauf besränkt,

Rauverbote in Gaststäen zu erlassen oder die Helmpflit von

Radfahrern zu diskutieren, also dem gegenseitigen Gängelungsverhalten der

Bürger nazugeben, aber die eine große Mat, die alle gängelt, nit

beherrsen kann, ist das Papier nit wert, auf dem ihre Verfassung

gedrut wird«, sreibt Jens Jessen in der Zeit.
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 Hier ritet si der

Unmut primär gegen eine Politik, die nit fähig ist, si über die im

Angesit der gewaltigen Bedrohung des politisen Raums dur die

Dominanz der Finanzmärkte naiv wirkenden, diese Hegemonie indirekt

stabilisierenden Mikrokonflikte der gesellsalien Sphäre

hinwegzusetzen. Muss also die (nit eben neue) Einsit, »daß gerade von

der Aufsplierung der politisen Landsa in einer Vielzahl von NGOs,

Bürgerinitiativen und Lobbys die Reien und Mätigen systematis […]

profitieren«,
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 automatis zu einer »progressiven« Umdeutung des

Unregierbarkeitstheorems führen? Einer solen Interpretation zufolge

müsste wohl die Autonomie des Politisen von der Politik gegen den

Neoliberalismus und gegen die lähmende Pluralität, die biederen

Antagonismen einer Gesellsa von petits bourgeoises verteidigt werden.

Das mag au für einige linke Politiker derzeit insgeheim die einzige

Perspektive sein, ist aber aus naheliegenden Gründen hoproblematis.

Die Überzeugung, dass den Leuten mithin das revolutionäre Bewusstsein

fehle, um si der »großen Mat« zu stellen, und dass eine gesriebene

Verfassung ohnehin nits wert sei, solange nit bestimmte substanzielle

Ziele erreit sind, hat linke Intellektuelle son o fehlgeleitet, im Zeitalter

der »großen Erzählungen« nit selten zu kruden Ideologien greifen lassen.

Die ese, wir seien »von einer drohenden Delegitimierung des

Pluralitätsprinzips zugunsten des Identitätspostulats […] in Zeiten vermehrt

gelebter Pluralität weiter entfernt als zuvor«,
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 ist angesits des

gegenwärtigen, suggestiv si äußernden Unbehagens an der pluralistisen



Demokratie, das gerade aus der Enäusung über die (zumindest so

perzipierten) politisen Bloadewirkungen einer solen »gelebten

Pluralität« resultiert, nit sehr überzeugend.

Interessant ist, dass Autoren wie Jessen zumindest implizit die

Konsequenzen einer Institutionalisierung des zivilgesellsalien

Widersprus beklagen, die do als das große, direkte Erbe der

emanzipatorisen Linken angesehen werden kann. Verstärkt no dur die

demokratisen Impulse, wele die friedlie Revolution 1989/90 au in der

Bundesrepublik auslöste, wurde in den vergangenen Jahrzehnten in der

Diskussion um die Zukun der Demokratie versut, den realen Niedergang

formaler demokratiser Strukturen dur Instrumente auszugleien, die

die informelle Beteiligung der Zivilgesellsa als Ganzes fördern sollten.

Das aber führte o genug zur Retfertigung von Strukturprozessen, die die

legitimierende Funktion von freien und gleien Parlamentswahlen

unterminieren. Der australise Politologe John Keane besreibt in seiner

monumentalen Demokratiegesite die Herausbildung einer monitory

democracy als einer »neuen historisen Form der Demokratie«, die die

klassisen (und leit verständlien) Meanismen demokratiser

Repräsentation mit ihrem parlamentarisen Zentrum ablöst und in der

neben den vom Volk legitimierten gesetzgebenden Organen – vorgebli »im

Namen des Volkes« – eine kontinuierli steigende Zahl

extraparlamentariser Institutionen hervorgebrat wird. Dies gesieht zu

dem Zwe, die öffentlien Vorgänge zu kontrollieren und »ungewählten

Repräsentanten« organisierter Interessen – seien es nun NGOs oder

Wirtsasverbände – eine Stimme zu geben. Mit der Absit, den

allgegenwärtigen Transparenz- und Partizipationsforderungen geret

werden zu wollen, reagieren staatlie Institutionen mit der Einsetzung von

Saverständigen- und anderen Beiräten, der Einritung von

Petitionsstellen, der Befragung von Fokusgruppen, der Ausgabe von

Evaluationsbögen usw. Die traditionellen Wege politiser Artikulation, vor

allem das dezisiv-majoritäre Moment der Parlamentswahl, werden dur

diese monitoring-Instrumente in ihrer ritungsweisenden Relevanz jedo

immer stärker unterminiert: »Ob nun intendiert oder nit, die anwasende


